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Berlin/Mühldorf (BE/BY). Der Wahlkampf hat be-
gonnen und man rückt den Katastrophenschutz 
ins Blickfeld der Politik. Unter dem Mantel der 
Fürsorge versucht man die Vernachlässigung 
des Schutzes in den letzten Jahren zu beleben. 
So greift die FDP-Bundestagsabgeordnete San-
dra Bubendorfer-Licht die Vorwürfe des baye-
rischen Innenministers Joachim Herrmann auf, 
der der Bundesregierung vorwirft, dass sie den 
Zivilschutz vernachlässigt hat. Bei seinen Äuße-
rungen hat jedoch der bayerische Innenminister 
vergessen, dass er für den Katastrophenschutz 
zuständig ist und das der Zivilschutz des Bun-
des nach heutigen Recht nur unterstützend tätig 
wird.

Man kann mit dem Umfang der Leistung und der 
Ausstattung des Bundes unzufrieden sein, doch 
gerade ein Innenminister eines Bundeslandes 
sollte auch seine Zuständigkeit betrachten und 
seine Tätigkeiten prüfen.

Anlass zu einer erneuten Diskussion hat die Stel-
lungnahme der Bundestagsabgeordneten Sandra 
Bubendorfer-Licht gegeben, die sich auf Äußerun-
gen des bayerischen Innenministers zum Thema Zi-

vilschutz bezieht.

Der bayerische Innenminister Joachim Herrmann 
bemängelt die Lage der Vorbereitung und Ertüchti-
gung des Zivilschutzes durch die Bundesregierung. 
Gleichwohl sollte er als Fachminister wissen, dass 
der Zivilschutz für den mitlitärischetn Konfliktfall Stabile große Zelte für die Versorgung des Bevölkerung im Notfall

durch den  Bund vorgehalten werden soll. Er sollte 
auch wissen, dass sowohl Helmut Kohl als auch An-
gela Merkel Deutschland und Europa auf eine ewig 
währende Friedensdividende eingeschworen haben 
und in Aussicht gestellt hatten. Aber bereits am 24. 
Februar 2022, mit dem Überfall auf die Ukraine, wur-
de die Aussage in Frage gestellt. Durch die völker-
rechtliche Besetzung von Teilen der Ukraine und vor 
dem Überfall der Krim (2014) veränderte sich die eu-
ropäische „Friedenslage“ in Europa. 

Trotz der politischen Veränderung wurde der Zivil-
schutz stark reduziert und in den Folgejahren in sei-
ner Organisationstruktur abgeschafft. Ferner trug die 
Aussetzung der Wehrpflicht im Jahre 2011 schon 
zuvor dazu bei, dass die Einsatzpflicht für Wehr-
dienstpflichtige ebenfalls ausgesetzt wurde. Ersatz-
maßnahmen wurden am 1. Juli 2011 in Deutschland 
mit dem eingeführten Bundesfreiwilligendienst einge-
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führt. Engagierte Menschen wurden als „Bufftis“ für 
den Einsatz für das Allgemeinwohl, insbesondere im 
sozialen, ökologischen und kulturellen Bereich sowie 
im Bereich des Sports, der Integration und des Zi-
vil- und Katastrophenschutzes in allen Alterklassen 
geworben. Diese Maßnahme führte jdoch nicht zu 
dem gewünschten Erfolg und zum Ausgleich der ab-
geschafften ehrenamlichen Zivilschutzkräften/Einhei-
ten. 

In den Folgejahren wurde auch das Bundesamt für 
Zivil- und Bevölkerungsschutz (später BBK) mit Spar-
maßnahmen belegt. Ferner entschloss man sich, 
weitere Aufgaben, die eigentlich über die Kompeten-
zen des Zivilschutzes hinausgingen, dem Bundes-
amt für Zivil- und Katastrophenschutzes zuzuordnen. 
Ebenso tauschte man das erfahrene Führungsperso-
nal aus, was durchaus als Anschein einer politischen 
Motivationshandlung gewertet werden kann. Die 
Entwicklung fiel dem damaligen Bundesinnenminis-
terium sehr schnell auf die Füsse und zeigte, dass 
ein großer Nachholbedarf in Ausrüstung und Struktur 
bestand.  Aus diesem Mißstand und den großen Feh-
lern der Zeit nach 1990 zeigte sich insbesondere in 
den Katastrophen, wie die Hochwasser, die starken 
Stürme, die sich häufenden Hitzewellen, dass weder 
der Zivilschutz noch der kommunal getragende Kata-
strophenschutz diesen Herausforderungen gewach-
sen waren. Es gelang auch nicht, die mangelhaften 
Beschaffungen nachzuholen, noch war man in der 
Lage auf die neuen technischen Entwicklungen zu 
reagieren. 

Der Zivil- und Bevölkerungsschutz und die zivil-mili-
tärische Verteidigung zeigten seine Defizite an den 
Herausforderungen, die der Klimaschutz und seine 
Folgen an ihn stellten. besonders durch die Auswir-
kungen der veränderten fehlenden und abgebauten 
Warnsysteme der Bevölkerung. Neue Technologien 

in diesem Bereich wurden nicht umgesetzt, obwohl 
die Industrie diese entwickelt und vorbereitet hatten. 

Man wollte das Geld hierfür nicht in die Hand neh-
men und so war man auf die Klimaveränderung nicht 
vorbereitet. 

Nach mehreren Kilmaauswirkungen durch Hoch-
wasser, Starkregen, orkanähnliche Windereignisse 
usw, und Schäden in bisher ungekannten Höhen  will  
man derzeit neue Operationspläne in Deutschland 
vorangetreiben. Hierzu sollen auch die Hilfsorga-
nisationen, der Brandschutz sowie die Technische 
Hilfe nachgerüstet werden. Mahnende Stimmen wie 
die des Generalleutnants a.D. Martin Schelleis als 
Malteser und des ehemaligen THW-Präsidenten Al-
brecht Brömme (auf dem Kongress des Behörden-
spiegels) zeigten die mangelnde Krisenresilienz auf 
und forderten seit längerer Zeit zum Handeln auf.

Einen ersten Weg zeigte das BBK (Bundesamt für 
Bevölkerungs- und Katastrophenschutz) in der Schaf-
fung eines bundesweiten Lagezentrums in Bonn auf, 
wie bereits dieses in dem Bonner Lagezentrum mit 
Führungskräfte aus Niedersachsen praktiziert wird. 
Um dieses Lagezentrum umfassend wirken zu las-

sen, müssen sich jedoch alle Bundesländer aktiv an 
der Besetzung und Ausgestaltung beteiligen. In der 
Folge heißt dieses jedoch, es müssen neue Struktu-
ren, Zuständigkeiten festgeschrieben und klare und 
bindende Handlungsanweisungen geschaffen wer-
den. 

Die Umstrukturierung muss aber auch die europä-
sche Vernetzung im Blick behalten und in das Hand-
lungskonzept eingebunden werden.

Als begleitende Maßhnahmen müssten jedoch bei 
den Ländern und Kommunen die Bebauungsplä-
ne, Flutrückhaltebecken, Feuchtwiesen als Überflu-
tungsflächen sowie die Vorhaltung von örtlich ein-
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setzbaren Spezialgeräten verändert und den neuen 
Gegebenheiten anpasst werden. Für die ehrenamt-
lichen Einsatzkräfte ebenso wie für die individuelle 
Daseinsvorsorge der Bevölkerung sind zukünftig 
dringend Anreize zur Aktivität erforderlich.

Zwar zeigen zum Beispiel die Haushalte seit 2022 
auch eine zusätzliche Mitteleinsetzung. Die einge-
setzten Mittel können jedoch die Defizite der Ver-
gangenheit nicht ausgleichen. Die neuen Heraus-
forderungen durch die Klimaentwicklung, unstabile 
Friedenslagen in der Welt und erforderliche Ersatz-
beschaffungen für „Altmaterial“ werden für den Bund 
und die Länder zur Sicherheit der Bevölkerung noch 
große Kraftakte erforderlich sein. 

In der Politik reicht es nicht, sich gegenseitig Hand-
lungsdefizite vorzuwerfen, sondern hier muss gehan-
delt werden. Auch Nebelkerzen auf die Zukunftsin-
vestition sind nicht hilfreich.  

Frau Bundestagsabgeordnete Sandra Bubendorfer-
Licht (FDP) sollte wissen, dass ein Verweis auf den 
Haushalt 2025 nicht zu den seriösten Hinweisen 
zählt. Seit vier Monaten plagt sich die Bundesregie-
rung mit der Aufstellung des Haushalts und kein Mi-
nisterium kann für 2025 planen, keiner in der Politik 
kann verlässlich sagen, wie der Schutz der Bevöl-
kerung in 2025 realisiert werden kann. Am 06.11.24 
überholte die Entwicklung in der Politik die Planun-
gen und Konzeptentwicklungen. Die Ampel ist aus 
oder blinkt nur noch rot-grün. 
Läßt dieses hoffen, werden die Nebelkerzen zerstreut 
und wird man die Chance auf einen gemeinsamen 
Zivil- und Katastrophenschutz angehen können?

Wenn man sich mit dem Thema Zivilschutz beschäf-
tigt, wird man auch das Thema Schutzräume (Bun-
kerbau) auf den Plan rufen müssen.

In Deutschland gibt es 2024 nur ganze 599 Bunker 
für 487.598 Menschen bei der Bevölkerung von ca. 
84,48 Millionen, die Schutz suchen würden.

Schutzbauwerke wie Hoch- und Tiefbunker wurden 
als Schutzanlagen während des Zweiten Weltkriegs 
und bis in die 1980er-Jahre errichtet. Es galt die Be-
völkerung vor möglichen Kriegseinwirkungen sowie 
Atomunfällen ohne Kriegseinwirkung, zu schützen. 
Insgesamt waren ca. 2.000 Bunker entstanden, 
genauso schnell wurde der Abbau der öffentlichen 
Schutzräume eingeleitet. Die Rückabwicklung der 
öffentlichen Schutzräume wurde mit Erlass vom 17. 
März 2022 durch das Bundesinnenministerium ge-
stoppt. Die zu diesem Datum noch nicht rückabgewi-
ckelten öffentlichen Schutzräume sollten wieder als 
Schutzraum ertüchtigt werden. 
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